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dienst verweigern, auf diese Idee
sei er damals nicht verfallen, ent-
sinnt er sich. „Das war in meinem
Bekanntenkreis kein Thema.“ So
richtig wohl fühlte er sich als Me-
chaniker jedoch nicht – und über-
legte Alternativen. Einer seiner
Freunde arbeitete als Krankenpfle-
ger und animierte Knoblach, sich
um eine Ausbildung zu bewerben –
in der Psychiatrie. Dort war Knob-
lach dann über drei Jahrzehnte tä-
tig, zuletzt als Stationsleiter. „Irre
schwierig“ sei das teilweise gewe-
sen, entsinnt er sich, vor allem an-
fangs: geschlossene Säle, fixierte
Patient*innen, schreckliche
Schicksale. Einmal wurde Knob-
lach Opfer einer Patientenattacke,
wurde gewürgt und verletzt, fiel
wochenlang aus.

Der Bauernhof war stets ein
schöner Ausgleich. Noch heute
liebt er die Arbeit auf dem Hof,
hilft seinem Sohn, so oft es geht –
„es ist immer noch eine Freude“.
Ansonsten verbringt er seine
knappe Freizeit am liebsten beim
Wandern mit seiner Frau. Und mit
Enkel Adam (2).

Die kommenden fünf Jahre will
er nutzen, um für die Landwirt-
schaft weitere Verbesserungen zu
erreichen: mehr Kontrollen bei
Tierhaltungsbetrieben etwa. Wer
weiß, vielleicht kann er die CSU
auch hier zu einem Umdenken be-
wegen. > WALTRAUD TASCHNER

pulisten zu wählen. Die würde er
im Gespräch schon gern vom Ge-
genteil überzeugen.

Knoblach wurde 2018 das erste
Mal in den Landtag gewählt und
saß während der zurückliegenden
fünf Jahre für seine Fraktion im
Agrarausschuss. Dort arbeitet er
jetzt erneut mit, außerdem ist er
Mitglied im Gesundheitsaus-
schuss.

Eine „irre schwierige“ Zeit

war das in der Psychiatrie

Beide Bereiche kennt er aus ei-
genem Erleben. Er stammt selbst
aus einer Landwirtschaft. Im Jahr
1984 hatte er den 35-Hektar-Be-
trieb seiner Eltern im Nebenerwerb
übernommen und acht Jahre später
auf ökologische Bewirtschaftung
umgestellt. Seit drei Jahren küm-
mert sich nun einer der beiden er-
wachsenen Söhne um den Hof.

Sein Weg ins Berufsleben begann
in einem völlig anderen Bereich:
Knoblach absolvierte eine Ausbil-
dung zum Kfz-Mechaniker. Da-
mals war er, wie viele Jungs, Auto-
fan. Und noch heute, gesteht er,
„kann ich mich noch für ein Auto
begeistern“. Auch bei der Bundes-
wehr ist der Katholik und Kirch-
gänger Knoblach, ganz Grünen-
untypisch, gewesen. Den Wehr-

viele, belaufen sich die Kosten auf
weniger als 2 Euro. Kleine Betrie-
be, hatte Knoblach zu Recht argu-
mentiert, würden so klar benach-
teiligt und die Massentierhaltung
belohnt. Die CSU sah das ebenso.
Theoretisch hat Knoblach damit
einen Erfolg erzielt, praktisch aber
nicht. Zwar legte die Staatsregie-
rung nach zwei Jahren einen Ge-
setzentwurf vor, der eine einheitli-
che Bepreisung fordert. Allerdings
steht dem Plan eine EU-Vorschrift
entgegen. Bayern ist hier auf das
Entgegenkommen der EU-Kom-
mission angewiesen, die nun eine
Ausnahme für Bayern genehmigen
müsste. Knoblach hofft, dass das
bald passiert.

Er selbst hat im Landtag übri-
gens auch schon CSU-Anliegen
unterstützt, erzählt Knoblach.
Wenn’s der Sache nutzt, hat er da-
mit kein Problem. „Nur mit der
AfD würde ich nie stimmen.“
Egal, worum es geht. Gespräche
führen mit der AfD? Lieber nicht.
Knoblach weigert sich sogar, den
AfD-Abgeordneten zum Gruß die
Hand zu reichen. Denn die, sagt
Knoblach, „wollen ein anderes
Bayern“. Und was ist mit seinem
Anspruch, mit allen zu reden und
auch mal die Standpunkte der an-
deren zu hören? Sinnlos, meint
Knoblach mit Blick auf die AfD.
Anders sehe es aus, wenn sich
Menschen überlegten, Rechtspo-

Grüner immerhin schon zwei Mal
geschafft, die Landtags-CSU von
grünen Anliegen zu überzeugen.
Im ersten Fall war es um das Thema
Herbizide im Weinbau gegangen:
Knoblach hatte gefordert, dass von
der Förderung des bayerischen
Kulturlandschaftsprogramms KU-
LAP auch Betriebe profitieren, die
auf den Einsatz von Unkrautver-
nichtungsmitteln verzichten. Fall
Nummer zwei befasste sich mit den
Kosten der Fleischbeschau. Diese
sind nämlich sehr unterschiedlich
und abhängig davon, wie viele Tie-
re jeweils begutachtet werden müs-
sen. Sind es nur wenige, kostet das
bis zu 27 Euro je Schwein, sind es

geprägten Elternhaus kommt. Er
selbst war nie Mitglied der CSU,
wurde aber trotzdem drei Mal auf
einer CSU-Liste in den Bergrhein-
felder Gemeinderat gewählt: in
den Jahren 1990, 2002 und 2008.

Noch während seiner Zeit im
Gemeinderat trat Knoblach bei
den Grünen ein, im Jahr 2011.
Grund war die Atompolitik der
CSU – „die war für mich ein No-
Go“. Es war die Zeit, als der Streit
um die atomare Wiederaufberei-
tungsanlage Wackersdorf (WAA)
tobte. Das AKW Grafenrheinfeld
befand sich in unmittelbarer Nach-
barschaft seines Zuhauses.

Mit der Kernkraft als Energieträ-
ger hat er nach wie vor nix am Hut.
Zu schmutzig, zu unsicher – mehr
kriegt man von ihm dazu nicht zu
hören. Dass Deutschland seine
AKW abschaltet, aber trotzdem
Atomstrom aus anderen Ländern
importiert, ist das nicht Heuche-
lei? Auf derlei Einwände reagiert
Knoblach ziemlich cool mit einer
Gegenfrage: „Ist das so?“ Nein,
zoffen kann man sich nicht mit die-
sem Mann, der zwar nicht rechtha-
berisch ist, aber eben auch nicht
superoffen für Positionen, die sei-
nen widersprechen. Er sagt dann
Sätze wie: „Das kann jeder sehen,
wie er will.“ Und dass er nieman-
den missionieren wolle.

Mit seiner unaufgeregten Art hat
es der Unterfranke als einziger

Andere genießen in seinem Al-
ter ihren Ruhestand, reisen nach
Patagonien und in die Karibik,
spielen Golf oder bespaßen die
Enkel. Der Grüne Paul Knoblach
dagegen kandidierte mit 69 Jah-
ren erneut für den Landtag, das
heißt: Beschaulich wird’s für ihn
frühestens in fünf Jahren. Dann,
nach insgesamt zwei Wahlperi-
oden, ist der frühere Biobauer
und Psychiatriepfleger 74.

Als ältestem Abgeordneten wur-
de Knoblach nach der Wahl im
Oktober die Ehre zuteil, die kon-
stituierende Landtagssitzung zu
eröffnen. In seiner Rede legte er
Wert darauf, nicht zu polarisieren.
Er wollte, „dass alle Fraktionen
sich angesprochen fühlen“. Und
so schlug er den Abgeordneten
beispielsweise vor, sich nicht nur
in der eigenen Blase zu bewegen
und auch mal mit Menschen zu
sprechen, die anders denken.
Oder nicht immerfort die gleiche
Zeitung zu lesen, um Gewohntes
zu hinterfragen. In Zeiten wie die-
sen, da Auseinandersetzungen zu-
nehmend schärfer werden und die
Fähigkeit, andere Meinungen zu
erdulden, erkennbar abnimmt,
waren das hübsche Appelle.

Tatsächlich zählt der aus Unter-
franken stammende Knoblach
nicht zu den strammsten Ideolo-
gen seiner Fraktion. Was auch da-
ran liegt, dass er aus einem CSU-

Der Parlamentssenior

Paul Knoblach (69). FOTO: BSZ
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werden und der AfD damit ihr
Recht auf den Vorsitz im Aus-
schuss verweigert werden, sei dies
ein „weiterer Anschlag auf die De-
mokratie“.

Nach der Geschäftsordnung
des Landtags war eine Ausspra-
che zu diesen Äußerungen nicht
möglich. Bei der Begründung für
die Nominierung Högls erklärte
der CSU-Abgeordnete Kristan
von Waldenfels in Anspielung auf
Stadler jedoch, auch wenn die
CSU das Recht auf die Besetzung
des Vizepostens im Agraraus-
schuss habe, liege es – wie auch
bei der Wahl des Vorsitzenden –
in der persönlichen Entscheidung
der Abgeordneten, ob sie dem
Wahlvorschlag folgen wollten
oder nicht. Zur selben Thematik
sagte der frühere Landtagsvize-
präsident Karl Freller (CSU) als
Leiter der konstituierenden Sit-
zung des Europaausschusses:
„Eine Wahl ist immer Ausdruck
des persönlichen Vertrauens in
eine Person.“

Die Ausschüsse selbst sind un-
terschiedlich groß. Mit 21 Abge-
ordneten die meisten Mitglieder
haben der Haushalts- und der
Wirtschaftsausschuss. Letzterer
wurde wegen der gewachsenen
Aufgabenfülle vor allem im Be-
reich der künftigen Energieversor-
gung Bayerns auf Betreiben von
CSU und Freien Wählern aufge-
wertet. Verkleinert wurde dagegen
der Sozialausschuss, der künftig
nur noch 14 statt 18 Mitglieder
hat. Zu den kleinen Ausschüssen
mit 14 Mitgliedern gehören zudem
der Rechts-, der Petitions- und der
Europaausschuss sowie der Aus-
schuss für Fragen des öffentlichen
Dienstes. Alle übrigen Ausschüsse
haben 18 Mitglieder. Die Beset-
zung erfolgt entsprechend der bei
der Landtagswahl erreichten
Fraktionsgröße nach dem Aus-
zählverfahren nach Sainte-Laguë/
Schepers.

Konstituiert hat sich zudem der
Ältestenrat des Landtags, der lau-
fende parlamentarische Angele-
genheiten regelt und die Tagesord-
nung der Plenarsitzungen festlegt.
Ihm gehören neben Landtagsprä-
sidentin Ilse Aigner (CSU) 17 wei-
tere von den Fraktionen benannte
Mitglieder an. Auf die CSU entfal-
len dabei insgesamt sieben Mit-
glieder, auf Freie Wähler, AfD und
Grüne je drei und auf die SPD
zwei. > JÜRGEN UMLAUFT

für eine kurze Vorstellungsrede.
Böhm betonte darin, er sei euro-
pa- und vor allem EU-kritisch. Er
plädiere für ein „starkes Europa
der Vaterländer“ und eine Reform
der EU hin zu einer Wirtschaftsge-
meinschaft. Nationalstaatlichkeit
dürfe man „nicht vom Tisch wi-
schen“. Ulrike Müller betonte da-
gegen, sie sei eine „durch und
durch proeuropäische Vertrete-
rin“. Allerdings gebe es in der EU
Herausforderungen in Sachen
Bürgernähe, Bürokratie und Re-
gionalität. Ihr Ziel sei es, Bayern
in Europa sichtbarer zu machen
und Europa von Bayern aus „pro-
aktiv zu stärken“.

Stadler verwies auf seine Erfah-
rung als Agrar- und Umweltpoliti-
ker. Er sprach sich für längere Sit-
zungen und intensivere Sachde-
batten aus. Sollte er nicht gewählt

Mit der Konstituierung der 14
Fachausschüsse und der Be-

setzung der dortigen Vorsitzen-
denposten ist die bayerische
Volksvertretung gut sechs Wochen
nach der Landtagswahl wieder
voll arbeitsfähig. Gemäß der in
der Vorwoche geänderten Ge-
schäftsordnung hatte die CSU-
Fraktion Zugriff auf sechs Aus-
schussvorsitze, die Freien Wähler
auf drei, AfD und Grüne auf je
zwei und die SPD auf einen.

Bei den Vorsitzendenwahlen in
den Gremien fielen allerdings die
von der AfD benannten Kandida-
ten durch. Die übrigen Fraktionen
begründeten ihre Ablehnung vor
allem mit der Beobachtung der
bayerischen AfD durch das Lan-
desamt für Verfassungsschutz, was
sie an der Eignung von AfD-Ver-
tretern für parlamentarische Lei-
tungsfunktionen zweifeln lasse.

Formal ohne Vorsitzenden blei-
ben demnach der Agrar- sowie der
Bundes- und Europaausschuss.
Dort erhielten die AfD-Kandida-
ten Ralf Stadler und Martin Böhm
jeweils nur die Stimmen der anwe-
senden AfD-Mitglieder. Die Lei-
tung der Gremien übernehmen
nach der Geschäftsordnung nun
die stellvertretenden Vorsitzenden
Petra Högl (CSU) und Ulrike Mül-
ler (Freie Wähler). Diese wurden
jeweils bei Enthaltung der AfD von
allen anderen Fraktionen gewählt.

Bereits in der vergangenen Legis-
laturperiode wurde der Bildungs-
ausschuss nach der Abwahl des
von der AfD gestellten Vorsitzen-
den Markus Bayerbach kommissa-
risch von dessen Vize Tobias Gott-
hardt (Freie Wähler) geleitet. Die-
ser bezeichnete sich damals als
„amtierender Vorsitzender“.

Ohne Vizechef auskommen
müssen der Umwelt- und der
Rechtsausschuss. In diesen fan-
den die AfD-Personalvorschläge
Ingo Hahn und Christoph Maier
keine Mehrheit. Durch eine Neu-
regelung in der Geschäftsordnung
des Landtags ist gewährleistet,
dass Ausschüsse auch bei Verhin-
derung des oder der amtierenden
Vorsitzenden arbeitsfähig bleiben.
So können die Ausschussmitglie-
der zum Beispiel bei einer krank-
heitsbedingten Vakanz in der Sit-
zungsleitung für die Dauer des
Fehlens mit einfacher Mehrheit
Interimsvorsitzende wählen.

Die AfD-Kandidaten Böhm und
Stadler nutzten ihre Nominierung

Der Landtag ist jetzt arbeitsfähig

Der Außenbereich des Landtags ist noch länger eine Baustelle. Innen kann es aber jetzt mit der Sachpolitik in den Ausschüssen losgehen. FOTO: DPA/KNEFFEL
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